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Der hessische Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD wurde letzte Woche 
in der Entwurfsform medial verbreitet. Dem dbb Landesvorstand fielen bei 
einer ersten Durch- sicht mehrere Punkte auf, 
die die Zustimmung des Hessischen Beamten-
bunds finden. „Gera- de das Thema Innere Si-
cherheit scheint sehr in den Fokus zu rücken, 
da kann man durch- aus erkennen, dass Mi-
nisterpräsident Rhein einst Innenminister war 
und tieferen Einblick in die Themenfelder hat-
te“, sagt der Landes- vorsitzende des dbb Hes-
sen, Heini Schmitt, in einer ersten Reaktion. 

Auch in den The- menfeldern Kultus, Justiz, 
Digitales und beim Schutz von Beschäftigten 
sind aus Sicht des dbb Hessen gute Ansät-
ze erkennbar. Als ebenso wichtig erachtet der dbb Hessen, dass die Themen 
Gleichberechtigung, Frauenschutz und Ehrenamt prominent platziert sind. 
„Nun hoffen wir, dass all‘ diese Dinge auch zügig so angegangen werden, wie 
sie in dem umfangreichen Entwurf niedergeschrieben sind“, sagt Schmitt. 

Äußerst kritisch sieht Schmitt jedoch die Ausführungen zum Thema verfas-
sungskonforme Besoldung. „Hier bleibt der Koalitionsvertrag viel zu unkon-
kret und schwammig“, analysiert der dbb-Landesvorsitzende. „Die gewählten 
Formulierungen korrespondieren überhaupt nicht mit den in Gesprächen ge-
troffenen konkreten Vereinbarungen.“ Auch waren die Aussagen in den Partei-
programmen und den Antworten auf die dbb-Wahlprüfsteine (https://www.
dbbhessen.de/aktuelles/news/wahl-die-pruefsteine-fuer-die-parteien/ ) we-
sentlich konkreter gewesen als nun der Koalitionsvertrag. „Es kann überhaupt 
kein Weg daran vorbeiführen, dass der Zustand von nunmehr über 10 Jahren 
verfassungswidriger Unteralimentation in dieser 21. Legislaturperiode vollum-
fänglich beendet werden muss,“ stellt Schmitt klar. „Alles andere wäre eine klare 
Kampfansage von CDU und SPD an die hessischen Beamtinnen und Beamten!“

Den Koalitionsvertrag können Sie sich hier bei der Hessenschau downloaden

https://www.hessenschau.de/politik/hier-ist-der-koalitionsvertrag-von-cdu-
und-spd-v1,koalitionsvertrag-cdu-spd-entwurf-100.html 

Koalitionsvertrag:  
Thema verfassungskonforme  
Besoldung viel zu schwammig
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dbb Hessen begrüßt Urteil des EUGH 
zum Streikverbot für Lehrer
Der dbb Hessen begrüßt die Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte zum weiterhin 
gültigen Streikverbot für beamtete 
Lehrerinnen und Lehrer. 

„Beamte und Streik, das passt nicht 
zusammen. Das Streikverbot als ein 
hergebrachter Grundsatz des Berufs-
beamtentums muss unumstößlich 
gelten. 

Mit der jetzigen, für uns nicht überra-
schenden Entscheidung sehen wir uns 
in unserer Rechtsauffassung bestätigt“, 
sagt der Landesvorsitzende des dbb 
Hessen, Heini Schmitt. Das Bundesver-
fassungsgericht hatte bereits 2018 für 
hinreichend Rechtssicherheit gesorgt. 

Mit dem Urteil des EUGH hat die Sache 
nun aber endgültig das Ende der juris-
tischen Fahnenstange erreicht. „Nun 
kann es keine weiteren Zweifel mehr 
an der Gültigkeit des Streikverbots ge-
ben“, so Heini Schmitt. „Die Entschei-
dung mit 16 zu 1 Richterstimmen lässt 
auch nichts an Klarheit vermissen.“

Eine andere Entscheidung hätten wir 
als sehr problematisch angesehen. Es 
gibt nun einmal aus guten Gründen 
zwei Beschäftigtengruppen im Öf-
fentlichen Dienst. 

Und eine davon, nämlich die Grup-
pe der Beamten, hat für das unein-
geschränkte Funktionieren der Ver-
waltung zu stehen, und zwar auch in 
Zeiten von Arbeitskämpfen oder in 
Krisenzeiten, wovon die Bürgerinnen 
und Bürger gerade dann besonders 
profitieren.
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Einkommensrunde in Hessen

Auch für den TV-Hessen gilt:  
10,5 Prozent, mindestens 500 Euro 
müssen sein!
Gestiegene Belastung, Inflation, Kon-
kurrenzkampf um Fachkräfte: Der öf-
fentliche Dienst in Hessen braucht 

dringend höhere Ein-
kommen. Die hessische 
E i n k o m m e n s r u n d e 
beginnt am 14. Febru-
ar 2024 und endet am 
14./15. März 2024.

In Hessen finden eigenständige Tarif-
verhandlungen statt, weil es als einzi-
ges Bundesland nicht Mitglied in der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) ist, mit der derzeit ebenfalls Tarif-
verhandlungen laufen. 

Die Hauptforderung des dbb ist aber 
identisch: 10,5 Prozent, mindestens 
aber 500 Euro mehr für den öffentli-
chen Dienst. Die Laufzeit des neuen 
Tarifvertrags soll zwölf Monate betra-
gen. 

Darüber hinaus soll – neben struk-
turellen Verbesserungen, etwa beim 
Weihnachtsgeld – insbesondere die 
Nachwuchsgewinnung verbessert 
werden, beispielsweise durch höhere 
Ausbildungsentgelte und zukunftsge-
rechte Übernahmeregelungen.

Der dbb-Tarifchef Volker Geyer, der 
die Verhandlungen mit dem hessi-
schen Innenministerium führen wird, 
erklärte am 8. November 2023: „Hes-
sen hat die Möglichkeit, es besser zu 
machen, als die TdL in den aktuellen 
Verhandlungsrunden. Statt Ergeb-
nisse hinauszuzögern, muss die Poli-
tik schnellstmöglich handeln. Denn 
die Arbeitsbelastung im öffentlichen 
Dienst wird immer größer, gleichzeitig 
frisst die Inflation die Kaufkraft der Be-
schäftigten auf. 

Unter diesen Umständen wird es im-
mer schwieriger, neues Personal zu ge-

https://www.dbb.de/artikel/laender-ziehen-mit-bund-und-kommunen-gleich.html
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winnen und das vorhandene zu halten. 
Uns fehlen deutschlandweit bereits 
über 500.000 Beschäftigte und diese 
Zahl wird sich aufgrund des demogra-
fischen Wandels noch verschlimmern.“

„Es wird höchste Zeit, nun auch für die 
Tarifbeschäftigten in Hessen eine deut-
lich spürbare Einkommensverbesse-
rung zu erwirken, zumal seit dem letz-
ten Tarifabschluss vom Oktober 2021 
die Inflation davon galoppiert ist“, sagt 
der hessische Landesvorsitzende, Hei-
ni Schmitt. „Auch in den Detailforde-
rungen, vor allem in der Erhöhung der 
Jahressonderzahlung, liegt der wahre 
Wert der Forderungen“, ergänzt der 
hessische Tarifausschussvorsitzende, 
Heinrich Rosskopf.

Für die hessischen Landes- und Kom-
munalbeamten stellte Heini Schmitt 
klar: „Für uns wird diese hessische Ein-
kommensrunde erst zu Ende sein, wenn 
die künftige Landesregierung klipp 
und klar erklärt hat, dass sie das Tarifer-
gebnis zeitgleich und systemgerecht 
auf die Beamtinnen und Beamten so-
wie die Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger überträgt und nicht 
den Versuch unternimmt, die Status-
gruppen gegeneinander auszuspie-

len. Außerdem wird die Übertragung 
auf Beamtinnen und Beamte sowie 
Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger dazu führen, 
dass wir dem Ziel einer verfassungs-
konformen Alimentation einen Schritt 
näherkommen. Es wäre ein wichtiger 
Vertrauensbeweis, wenn die Übertra-
gung gleich zur Auftaktrunde zuge-
sagt würde.“ 



Wir wünschen allen  
Kolleginnen und Kollegen  

ein gesegnetes und geruhsames  
Weihnachtsfest.

Für das kommende Jahr 2024
wünschen wir viel Glück, 

Zufriedenheit und vor 
allem Gesundheit.
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Sieben gute Gründe für eine Mit-
gliedschaft
Als Mitglied einer dbb-Gewerkschaft...

 : werden Ihre Interessen von einer durch-
setzungsstarken Solidargemeinschaft mit 1,2 
Millionen Mitgliedern wirksam vertreten.

 : können Sie selbst im Kreis interessierter 
Kolleginnen und Kollegen Ihren Teil an einer 
zukunftsfähigen Gestaltung des öffentlichen 
Dienstes beitragen.

 : werden Sie in allen berufsspezifischen Fragen 
und über jede Entwicklung im öffentlichen 
Dienst bestens informiert.

 : ist Ihnen Unterstützung in beamtenrechtli-
chen und tarifvertraglichen Fragen sicher.

 : genießen Sie Rechtsschutz in beruflichen 
Rechtsstreitigkeiten.

 : stehen Ihnen viele Vorteilsangebote starker Partner offen.

 : können Sie auf das breitgefächerte Schulungsangebot der dbb akade-
mie zurückgreifen.


